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Sachverhalt und Antràge 

Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen die 
Entscheidung der Eingangsstelle vom 14. Dezerriber 1993, 
mit der ein Antrag der Ariinelderin der Europischen 

Patentanmeldung Nr. 91 105 595.2 auf Wiedereinsetzung in 

die Frist für die Stellung des Prüfungsantrags nach 

Artikel 94 (2) EPU und/oder in die entsprechende 
Nachfrist nach Regel 85b EPU zurückgewiesen wurde. 

Der Antrag auf Wiedereinsetzung war eingereicht worden, 
nachdem der Vertreter der Anmelderin bemerkt hatte, daf 

die Prufungsgebuhr wegen eines irrtiimlichen Vermerks in 

der Vertreterakte innerhaib der genannten Fristen nicht 

entrichtet worden war. 

Mit der angefochtenen Entscheidung wies die erste Instanz 

diesen Wiedereinsetzungsantrag als unzulàssig zurück. Zur 

Begründung führte sie aus, dag die Bestimmung von 

Artikel 122 (5) EPU eine Wiedereinsetzung sowohi in die 

Grundfrist gemAS Artikel 94 (2) EPU als auch in die 

entsprechende Nachfrist gem&S Regel 85b EPU aussch1ie1e. 
Sie bezog sich dabei insbesondere auf die Entscheidung 

J 12/82 (AB1. EPA 1983, 221) der Juristischen 

Beschwerdekainmer. 

Gegen die Entscheidung der Eingangsstelle legte die 

Anmelderin und nunmehr Beschwerdeführerin am 

11. Februar.1994 Beschwerde ein und zahite gleichzeitig 

die Beschwerdegebühr. In der am 15. April 1994 

eingereichten Beschwerdebegründung und wãhrend der 

mündlichen Verhandlung vor der Juristischen 

Beschwerdekammer vom 7. Dezeinber 1995 trug die 

Beschwerdeführerin im wesentlichen folgendes vor: 

0265 .D 



- 2 - 	j 0008/94 

1) 	Die von der ersten Instanz herangezogene 

Entscheidung J 12/82 betreffe noch die alte 

Fassung der Regel 85b EPU, bei weicher sich die 

Nachfrist unmittelbar an die Grundfrist zur 

Stellung des PrQfungsantrags angeschlossen habe. 

Die Entscheidung sei deshaib auf die neue Fassung 

dieser Regel nicht anwendbar. In der neuen Fassung 

stelle die Nachfrist eine se1bstndige, von der 

Grundfrist vollig unabhngige Frist dar, die 

dernzufolge vorn Ausschlug gemãI! Artikel 122 (5) EPU 

nicht erfaIt werde. 

Dies sei insbesondere deshaib der Fall, weil 

Artikel 122 (5) EPU, in welchem nur die Grundfrist 

gemag Artikel 94 (2) EPU ausdrUcklich erwähnt 

werde, als Ausnabmebestimmung eng auszulegen sei. 

Diese Ansicht werde u. a. auch von Singer, 

Europisches Patentubereinkornmen, KOln etc., 1989, 

Rdn. 6 zu Artikel122 EPU, vertreten. 

Singer weise in diesem Zusammenhang auch darauf 

hin, daEein Grund für den Ausschlug der 

Prufungsantragsfrist von der Wiedereinsetzung die 

ursprQnglich geplante lange Dauer dieser Frist 

gewesen sei. Nachdern sich dieser Grund nicht 

verwirklicht habe, biete sich nun mit der neuen 

Fassung der Regel 85b EPU die Gelegenheit, durch 

eine entsprechend enge Auslegung von 

Artikel 122 (5) EPU die Hàrte dieses eigentlich 

obsoleten Ausschlusses für die Anmelder so weit 

als moglich zu mildern. 

Die Entscheidung G 3191 (AB1. EPA 1993, 8) der 

Groien Beschwerdekammer stehe dem nicht entgegen. 

Diese Entscheidung befasse sich in Ziffer 2 der 

Grunde lediglich mit den Nachfristen gemaE 

Regel 85a EPU in der neuen Fassung. Sie betreffe 
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damit nur Nachfristen, die sich auf das Anfangs-

stadium des Anmeldeverfahrens bezegen. Die 

Entscheidung lasse offen, wie es sich mit der 

Nachfrist nach Regel 85b EPUverhalten solle, die 

ein spateres Verfahrensstadium betreffe. Damit 

habe die GroIe Beschwerdekammer bewult Raum 

geschaffen für eine Auslegung von 

Artikel 122 (5) EPU, weiche zwischen den 

Nachfristen der Regein 85a und 85b EPU 

differenziere. 

Eine soiche Differenzierung sei sachlich 

insbesondere deshaib gerechtfertigt, weil eine 

Versäumung der Frist zur Stellung des 

Prufungsantrags bzw. der Nachfrist nach 

Regel 85b EPU ein spates Verfahrensstadium 

betreffe, in weichem zufolge der vorherigen 

Veroffentlichung der Anmeldung jede MOglichkeit 

einer erneuten Einreichung der Anmeldung entfalle. 

Dies stelle für die Anmelder eine besondere Hrte 

und für die Vertreter ein groies Risiko dar, da 

der Verlust der Sëhutzrechte für alle benannten 

Staaten endgUltig sei. Die in Regel 85a EPC 

erwhnten Fristen betrfen dagegen ein frühes 

Verfahrensstadium, in weichem eine erneute 

Einreichung der Anmeldung oft noch moglich sei. 

Angesichts dieser sachlichen Unterschiede sei eine 

Gleichbehandlung der Regein 85a und 85b EPO im 

Hinblick auf den Ausschlug der Nachfristen von der 

Wiedereinsetzung trotz ihres âhnlichen Wortlauts 

nicht gerechtfertigt. Daran àndere auch em 

entsprechender Hinweis in den Materialien zur 

Neufassung dieser Regein nichts. 

0265 .D 	 .1... 



-4- 	J 0008/94 

Insgesarnt spreche deshaib vieles dafUr, 

Artikel 122 (5) EN) im Hinblick auf die Nachfrist 

von Regel 85b EPU eng auszulegen, so dai, these 

Nachfrist nicht von der Wiedereinsetzung 

ausgeschlossen werde. 

V. 	Die Beschwerdeführerin beantragte, dag ihrem Antrag auf 

Wiedereinsetzung in die Nachfrist gem&Z Regel 85b EN) 

stattgegeben werde. Hinsichtlich der Erfullung der 

Sorgfaltspflicht verwies sie auf ihre AusfUhrungen vor 

der ersten Instanz. 

Exit scheidungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 

Regel 1 (1) urid Regel 64 EPU. Sie ist deshalb zulàssig. 

Die BeschwerdefQhrerin hat ihr Einverst.ndnis mit der 

Abfassung der schriftlichen Entscheidung in deutscher 

Sprache erklärt, was die Abweichung von der 

Verfahrenssprache Englisch rechtfertigt (vgl. dazu 

J 18/90, AB1. EPA 1992, 511) 

Die angefochtene Entscheidung betrif ft einen auf 

Artikel 122 EN) gestützten Antrag auf Wiedereinsetzung in 

die Frist zur Stellung des PrUfungsantrags bzw. in die 

entsprechende Nachfrist nach Regel 85b EPU. Nach Ansicht 

der ersten Instanz war dieser Wiedereinsetzungsantrag 

unzu1ssig, weil er sich auf Fristen bezog, die nach 

Artikel 122 (5) EPT) von der Wiedereinsetzung 

ausgeschlossen sind. 

Bezuglich der Grundfrist gemag Artikel 94 (2) EPU wurde 

dies von der BeschwerdefUhrerifl in der mUndlichen 

Verhandlung zu Recht nicht mehr in Frage gesteilt (vgl. 

Entscheidung G 5/92, AB1. EPA 1994, 22, der Grofen 

Beschwerdekammer) 
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Zu pruf en bleibt deshaib, ob der in Artikel 122 (5) EPU 

statuierte AusschluE, der PrUfungsantragsfrist von der 

Wiedereinsetzung auch für die Nachfrist gemäf 

Regel 85b EPU gilt oder nicht. 

Für die alte Fassung von Regel 85b EPU, die am 

4. Juni 1981 in Kraft trat, ist dies von der Juristischen 

Beschwerdekamtner schon bejaht worden (vgl. Entscheidung 

J 12/82, AB1. EPA 1983, 221). Die BeschwerdefUhrerin 

vertritt jedoch die Ansicht, dais diese Entscheidung für 

die neue Fassung von Regel 85b EPU nicht mehr zutreffe, 

die seit dent 1. April 1989 mit geringfugigen Anderungen 

in Kraft steht (vgl. AB1. EPA 1989, 1 f.). 

Vor der Einfuhrung der Nachfristregelung von 

Regel 85b EPU hatte Artikel 122 (5) EPU in Verbindung mit 

Artikel 94 (2) urid (3) EPU zur Folge, daE, jede 

Nichteinhaltung der Frist zur Stellung des 

Prufungsantrags unwiderruflich zum Verlust der Anmeldung 

führte. Als besonders gravierend trat dabei in 

Erscheinung, dag der unwiderrufliche Verlust der 

Anineldung in einein fortgeschrittenen Stadium des 

Verfahrens erfolgte, in welchem bereits erhebliche 

GebQhren entrichtet worden waren und auch eine 

Neueinreichung der Anmeldung wegen der vorangegangenen 

VerOffentlichung nicht mehr in Frage kant (vgl. 

Explanatory Memorandum, Dok. CA/052/80 vom 23. Sep-

tember 1980, Part I, 11.1) 

Vor diesem Hintergrund bestand der Zweck der 

ursprunglichen Regel 85b EPU in der Schaffung einer 

Regelung, die es anstelle der ausgeschlossenen 

Wiedereinsetzung gestattete, das Risiko eines 

unwiderruf lichen Rechtsverlusts auf an.rm Wog 

herabzusetzen. Der Sinn dieser Bestirnmung lag dernnach 

nicht darin, unter Umgehung des eindeutigen Ausschlusses 
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von Artikel 122 (5) EPU eine neue Wiedereinsetzungs-

mOglichkeit zu erOffnen (vgl. dazu Entscheidung J 12/82, 

AB1. EPA 1983, 221, Nr. 7 bis 9 der GrUnde). 

Daran hat sich durch die Neufassung der Regel 85b EPU im 

Jahr 1989 nichts gendert. 

GernäE. dieser Fassung sch1ieft die Nachfrist nun nicht 

mehr unmittelbar an die Frist zur Stellung des 

PrUfungsantrags an, sondern beginnt erst mit Zustellung 

einer Mitteilung des Amtes zu laufen, in der auf die 

Fristversäumung hingewiesen wird. 

Die Anderung erfolgte auf Grund der Erfahrung, dag bei 

einer Versäumung der Grundfrist oft auch die unmittelbar 

daran ansch1ie1ende Nachfrist nicht wahrgenommen werden 

konnte. Dieses Problem ergab sich in gleicher Weise für 

alle Nachfristen gem&g Regel 85a und 85b EPU (vgl Dok. 

CA/029/88 vom 16. Mai 1988, Part I, Art. 14) 

Die Neufassung der Regeln 85a und 85b EPU hatte dernnach 

vor allern verfahrenstechnische Gründe. Sie bezweckte in 

erster Linie eine Erhohung der Sicherheit für die 

Anxnelder bei der Wahrnehmung der Nachfristen. Am 

Ausschlug der Nachfristen von der Wiedereinsetzung solite 

sich dadurch aber nichts ãndern, wie sich aus den 

vorbereitenden Dokumenten eindeutig ergibt (Dok. 

CA/079/88/ADD.1 vom 21. November 1988, Ziff. 3) 

Für Regel 85a EPU wurde dies von der Grofen. 

Beschwerdekammer in der Entscheidung G 3/91 (AB1. 

EPA 1993, 8, Nr. 2 der Gründe) besttigt. Danach ist die 

Nachfrist gem&g Regel 85a EPU auch in der neuen Fassung 

eng an die entsprechenden Grundfristen gebunden und ist 

daher ebenso wie diese von der Wiedereinsetzung 

ausgeschlossen. 
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Aus dem Umstand, dag die Groie Beschwerdekarnrner in diesem 

Zusaminenhang Regel 85b EPU unerwàhnt lie1, lãJt sich 

jedoch nicht schlielSen, dag Rauxn für eine abweichende 

Beurteilung dieser Nachfrist geschaffen werden soilte. 
Vielmehr verhãlt es sich so, dais die entsprechende 

Rechtsfrage für den vorgelegten Fall nicht 

entscheidungserheblich war, weshalb sie von der Grofen 

Beschwerdekammer gemag ihrer stndigen Praxis auch nicht 

beantwortet wurde (vgl. G 4/91, AB1. EPA 1993, 339; 

G 5/92, AB1. EPA 1994, 22; G 6/92, AB1. EPA 1994, 25). 

Hingegen lãit die genannte Entscheidung G 3/91 erkennen, 

dag die Ausnabmebestirnrnung von Artikel 122 (5) EPU nicht 
generell "eng" auszulegen ist. Zumindest bezüglich der 

Nachfristregelung von Regel 85a EPU kann darüber kein 

Zweifel bestehen. 

7. 	Was die Nachfrist von Regel 85b EPU betrif ft, sieht die 
Kamrner keine Gründe für eine andere Auslegung der 

Bestimmung von Artikel 122 (5) EPU. 

In der Systeraatik des Ubereinkoirmens stellen die 
Regein 85a und 85b EPU verfahrenstechnisch analog 

ausgestaltete Rechtsbehelfe dar, die sich auf die 

Versuznung von Fristen beziehen, welche nach 
Artikel 122 (5) EPU gleicherma1en von der Wieder- 

einsetzung ausgeschlossen sind. Artikel 122 (5) EPU 
selbst sieht ebenfalls keinerlei Differenzierung zwischen 

den darin erwähnten, von der Wiedereinsetzung 

ausgeschlossenen Fristen vor. 

Auch die Neufassung der Regein 85a und 85b EPU 1aft keine 

unterschiedliche Ausgestaltung der Nachfristen im 

Hinblick auf die Wiedereinsetzbarkeit erkennen (vgl. oben 
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Ziff. 5) . In beiden Regein sind die Nachfristen in der 

genau gleichen Weise an die Grundfrist gebunden. Die 

Folgerungen der Entscheidung G 3/91 treffen damit auch 

auf Regel 85b EPU zu. 

Schon bei der Schaffung der ursprUnglichen Regel 85b EPU 

hatte der Gesetzgeber in Betracht gezogen, da1, em 

entsprechender Rechtsverlust zufolge der Rücknahmefiktion 

von Artikel 94 (3) EPU schwerere Folgen für den Anmelder 

haben kann, als ein Rechtsverlust, der im Zusamrnenhang 

mit der Versãurnung einer der in Regel 85a EPU genannten 

Fristen eintritt (vgl. oben Ziff. 4, sowie Explanatory 

Memorandum, Dok. CA/052/80 vom 23. September 1980, 

Part I, 11.1). Dennoch und im Wissen urn die 

unterschiedlichen Rechtsfolgen wurden für beide F11e 

analoge Regelungen eingefQhrt. 

Somit 1ã1t sich auch im Hinblick auf die unterschiedliche 

Schwere der Rechtsfolgen keine Besonderheit der Auslegung 

von Artikel 122 (5) EPU im Hinblick auf die Nachfrist von 

Regel 85b EPU begründen. 

Aus alledem folgt, dag die von der BeschwerdefQhrerin 

vertretene Auslegung von Artikel 122 (5) EPU im 

Obereinkommen keine Grundlage findet. 

Die Kamrner kommt damit zurn Ergebnis, da1, die Nachfrist 

gemag der geltenden Fassung von Regel 85b EPU ebenso von 

der Wiedereinsetzung ausgeschlossen ist, wie die in 

Artikel 122 (5) EPU genannte Grundfrist zur Stellung des 

Prüfungsantrags gemag Artikel 94 (2) EPU. 

Die Kammer hat zwar ein gewisses Verständriis für das 

Argument der Beschwerdeführerifl, daIs eine Versurnung der 

Nachfrist gema1! Regel 85b EPU auch bei grOter Sorgfalt 

nie ganz auszusch1ieien sei, so dag sich für den 

betroffenen Anxnelder bei Versurnung der Frist em 
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endgultiger Rechtsverlust ergeben kann. Es ist der 
BeschwerdefUhrerin zuzugestehen, dag die geltende 
Regelung nicht jedes Risiko eines Rechtsverlusts 

auszusch1ieien vermag. Das war - wie dargelegt - auch 

nicht die Absicht des Gesetzgebers. Eine Anderung dieser 

Situation stelit jedoch ein Postulat do lego faranda dar, 

das die Kaznrner im Wege der Rechtsprechung nicht zu 

verwirklichen verinag, da sie an die bestehende, vom 

Gesetzgeber geschaffene Rechtslage gebunden ist. 

Exitscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entechieden: 

Die Beschwerde wird zuruckgewiesen 

Die Geschäftsstellenbearntin: 	 Der Vorsitzende: 

M. Beer 	 R. Schulte 
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